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Verfahrensrechtliche Handlungsoptionen  
im Hinblick auf das  

Urteil des LVerfG LSA vom 20.10.2015 (LVG 2/14) 
 

 

 

A. Ausgangslage 

 

Das LVerfG hat in og. Entscheidung eine Prüfung von Aufgabenhochzo-

nungen auf die Kreise abgelehnt und sich auf ein abweichendes „Modell“ 

(Bl. 34 des Urteils) der LVerf LSA berufen. Eine Überprüfung der Hochzo-

nung der Leistungsverpflichtung (bzw. der hierin enthaltenen Planungs- und 

Koordinierungsaufgaben) auf die Kreise hat das LVerfG dementsprechend 

in vorliegendem Falle unterlassen. 

 

Nachfolgend sollen mögliche Handlungsoptionen gegen diesen Ansatz des 

Urteils vom 20.10.2015 ausgelotet und bewertet werden.  

 

 

 

B. Urteilsverfassungsbeschwerde nach Art. 93 I Nr. 4a GG 

 

Theoretisch denkbar wäre zunächst die Erhebung einer Urteilsverfassungs-

beschwerde zum BVerfG gegen die Entscheidung des LVerfG.  

 

Derartige Urteilsverfassungsbeschwerden hat das BVerfG in der Vergan-

genheit durchaus für zulässig erachtet, soweit eine Gemeinde die Verlet-

zung von Verfahrensgrundrechten geltend macht (BVerfG, Beschl. vom 

2.2.1993, 2 BvR 688/92). Vorliegend wäre an eine Verletzung des gesetzli-

chen Richters (Grundrecht aus Art. 101 I 2 GG) zu denken, da das LVerfG 
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in der Auslegung des Art. 28 Abs. 2 GG – speziell mit Blick auf dessen Bin-

dungswirkung für die Auslegung paralleler Landesgarantien der kommuna-

len Selbstverwaltung - mit großer Wahrscheinlichkeit von der Auslegung 

anderer Landesverfassungsgerichte abgewichen ist (speziell LVerfG Bbg, 

Urt. vom 19.5.1994, 9/93, Rn. 42 – juris: Bindung der Landesverfassung an 

der Mindeststandard des Grundgesetzes), ohne die Streitfrage nach Art. 

100 Abs. 3 GG dem Bundesverfassungsgericht vorzulegen. 

 

Allerdings hat das BVerfG seine frühere Rechtsprechung in neuerer Zeit 

aufgegeben und eine Überprüfung von Verfahrensgrundrechten wie des 

Art. 101 I 2 GG ausgeschlossen, soweit den Landesverfassungsgerichten 

ein Streit zur abschließenden Entscheidung zugewiesen ist (BVerfGE 96, 

231, 242 ff.).  

 

Mit Kammerbeschluss vom 25.3.2004 hat das BVerfG diese Rechtspre-

chung explizit auch auf Verfahren der kommunalen Verfassungsbeschwer-

de vor den Landesverfassungsgerichten angewendet und eine Rügefähig-

keit speziell des Grundrechts auf den gesetzlichen Richter gegenüber Ent-

scheidung des Landesverfassungsgerichte explizit verneint (NVwZ 2004, 

980). Eine Urteilsverfassungsbeschwerde der Gemeinden ist nach dieser 

neueren Rechtsprechung in der hiesigen Konstellation unzulässig. 

 

Auch wenn die Kammerentscheidung formal wohl keine Bindung für spätere 

Verfahren erzeugt, spricht viel dafür, dass das BVerfG eine Urteilsverfas-

sungsbeschwerde der Gemeinden mit paralleler Begründung als unzulässig 

verwerfen bzw. schlichtweg nicht zur Entscheidung annehmen würde. Dies 

gilt umso mehr, als ein Antrag der Gemeinden erneut bei einer Kammer 

landete. Die Erfolgsaussichten einer Urteilsverfassungsbeschwerde der 

Gemeinden sind nach hiesiger Auffassung damit eher als gering einzustu-

fen. 

 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass das Zeitfenster für eine solche Ver-

fassungsbeschwerde äußerst eng bemessen ist, da die Frist am 20.11.2016 

ausläuft. Die Frist umfasst dabei neben der Einlegung auch die vollumfäng-

liche Begründung der Verfassungsbeschwerde. Die vorausgehenden kom-

munalen Beschlussfassungen zur Prozessführung müssten insoweit höchst 

kurzfristig erfolgen.  
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Wann eine Entscheidung des BVerfG erfolgte, die dann vermutlich in der 

Form einer Ablehnung der Annahme erginge, ist schwer absehbar. Soweit 

die Kammer sich auf die bereits vorliegende ablehnende Rechtsprechung 

stützen würde, wäre hier womöglich eine recht zeitnahe Reaktion des 

BVerfG denkbar.  

 

Der Aufwand zur Vorbereitung einer Antragsschrift wäre durchaus beacht-

lich, da es um einen völlig neuen und anders gearteten Streitgegenstand 

ginge, nämlich nicht mehr um das KiFöG, sondern um die Frage der Bin-

dung des LVerfG LSA an Art. 28 Abs. 2 GG bzw. um die Pflicht des LVerfG 

zur Divergenzvorlage wegen abweichender Entscheidungen anderer Lan-

desverfassungsgerichte. 

 

 

 

C. Nachgeschaltetes kommunales Verfassungsbeschwerdeverfahren 

zum BVerfG nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4b GG 

 

Ebenfalls denkbar wäre, die vom LVerfG letztlich unterlassene Prüfung der 

Aufgabenhochzonung nunmehr im Verfahren der kommunalen Verfas-

sungsbeschwerde beim BVerfG zu beantragen.  

 

Insoweit ergeben sich zwei bislang noch nicht abschließend geklärte ver-

fahrensrechtliche Fragen: 

 

1. Reservezuständigkeit des BVerfG 

 

Zunächst stellt sich die Frage, ob der sog. Subsidiaritätsgrundsatz des Art. 

93 Abs. 1 Nr. 4b GG einer solchen nachgelagerten kommunalen Verfas-

sungsbeschwerde entgegensteht. 

 

In seiner bisherigen Rechtsprechung hat das BVerfG den Subsidiaritäts-

grundsatz des Art. 93 Abs. 1 Nr. 4b GG zumeist formal ausgelegt: Wenn es 

(überhaupt) eine kommunale Verfassungsbeschwerde zum LVerfG gibt, 

bleibt der Weg zum BVerfG (generell) verschlossen bzw. unzulässig. Recht 

„brachial“ formulierte das BVerfG hierzu in einem Beschluss vom 2.2.1993: 
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„Wenn Länder Landesverfassungsgerichte mit den entsprechenden 
Kompetenzen (scil: Prüfung von Landesrecht, d. V.) eingerichtet ha-
ben, ist die Wahrung des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden 
ihnen anvertraut. Die Gemeinden sind damit aber auf das Verfah-
rensrecht des Landes ebenso wie auf die Auslegung des in der je-
weiligen Landesverfassung garantierten Selbstverwaltungsrechts 
und die sich aus der Landesverfassung ergebenen Prüfungsmaß-
stäbe verwiesen.“ (NVwZ 1994, 58, 59).“ 

 

Die formale Anwendung dieses Gedankens müsste zu dem Ergebnis füh-

ren, dass die Gemeinden in Sachsen-Anhalt die reduzierten Prüfungsmög-

lichkeiten des LVerfG hinzunehmen haben, ohne alternativ beim BVerfG um 

Rechtsschutz nachsuchen zu können.  

 

In seiner neueren Rechtsprechung hat das BVerfG diesen Gedanken indes 

nicht mehr in dieser Radikalität fortgeführt. So stellt das BVerfG die Subsi-

diarität der kommunalen Verfassungsbeschwerde zum BVerfG in einem 

Senatsbeschluss vom 19.11.2002 unter den Vorbehalt, dass die Kommu-

nen auf Landesebene „einen im Vergleich zur bundesrechtlichen Kommu-

nalverfassungsbeschwerde gleichwertigen Rechtsschutz erlangen können“ 

(BVerfGE 107, 1, 10). Soweit dieser gleichwertige Rechtsschutz nicht er-

langt werden könne, geht das Gericht von einer „Reservezuständigkeit des 

BVerfG“ aus (aaO., S. 11). 

 

Zwar betraf diese Entscheidung eine Konstellation, in der sich das Defizit 

des landesverfassungsgerichtlichen Schutzes daraus ergab, dass bestimm-

te Arten von Gesetzes (hier: Rechtsverordnungen) nach Auffassung des 

LVerfG (LSA) aus dem Schutz der landesrechtlichen Kommunalverfas-

sungsbeschwerde ausgeschlossen waren. Insoweit aktivierte das BVerfG 

hier seine Reservezuständigkeit. Es spricht aber einiges dafür, dass der 

Gedanken der Reservezuständigkeit des BVerfG auch dort Anwendung 

finden muss, wo sich ein Schutzdefizit daraus ergibt, dass das LVerfG den 

Prüfungsmaßstab soweit absenkt, dass effektiver Rechtsschutz nicht mehr 

zu erlangen ist. Dies aber dürfte im Falle der Weigerung des LVerfG, die 

Hochzonung örtlicher Angelegenheiten auf die Kreise überhaupt zu prüfen, 

der Fall sein. Mit dieser Argumentation ließe sich vorliegend womöglich die 

Türe für eine nachgelagerte Prüfung der im KiFöG 2013 angeordneten 

Hochzonung der Leistungsverpflichtung – jetzt durch das BVerfG - öffnen. 
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2. Fristenfrage 

 

Noch keine Rechtsprechung gibt es zu der Frage, ob es in Fällen der vor-

liegenden Art zu einem erneuten Anlaufen der Jahresfrist des § 93 Abs. 3 

BVerfGG kommt. Allerdings können hierfür starke Argumente ins Feld ge-

führt werden.  

 

So hat das BVerfG einen erneuten Fristenanlauf bereits dort anerkannt, wo 

sich ein Antragsteller – ohne zuvor beim  LVerfG um Rechtsschutz nachzu-

suchen – zunächst unzulässigerweise an das BVerfG wendet und dort auf 

den Vorrang der Kommunalverfassungsbeschwerde zum LVerfG hingewie-

sen wurde. Stellt in diesem Falle das LVerfG fest, dass es einen Rechtsbe-

helf auf Landesebene nicht gibt, läuft nach Auffassung des BVerfG die Jah-

resfrist mit Verkündung des Urteils des LVerfG erneut an (s. BVerfGE 79, 

127, 142; zuletzt auch Beschluss vom 19.11.2002, 2 BvR 329/97).  

 

Es sprechen gute Gründe dafür, diese Erwägung „erst recht“ auf solche 

Fälle zu übertragen, in denen ein Antragsteller - den Vorgaben des GG ent-

sprechend - zunächst den verfahrensrechtlich allein zulässigen Weg des 

Rechtsschutzes vor den Landesverfassungsgerichten beschreitet und auf-

grund unzureichender Effektivität dieses Verfahrensweges anschließend 

das BVerfG anruft (so wohl auch Diehm, in: Burkiczak/Dollinger/Schorkopf, 

BVerfGG, Kommentar, 2015, S. 1561). Dies zumal in einem Fall, in dem ein 

LVerfG seine Position letztlich erstmals in eine diametral andere Richtung 

ausdifferenziert als jene des BVerfG. 

 

Legt man diese Argumentation zugrunde, müsste der Antrag womöglich 

erst bis zum 20.10.2016 eingereicht werden (Jahresfrist mit Fristanlauf am 

20.10.2015).  

 

 

3. Prüfungsinhalt und zeitliche Perspektiven 

 

Wird der Rechtsbehelf vom BVerfG für zulässig erachtet, könnte auf diesem 

Wege die vollständige Prüfung der vom LVerfG nicht abschließend geklär-

ten Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der Übertragung der Leistungs-

verpflichtung auf die Kreise doch noch erreicht werden.  
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Die Erfolgsaussichten dieses Weges dürften deutlich höher einzustufen 

sein als jene einer Urteilsverfassungsbeschwerde. Und selbst im Falle einer 

Verwerfung der kommunalen Verfassungsbeschwerde zum BVerfG wären 

mit hoher Wahrscheinlichkeit klärende Worte des BVerfG zur künftigen 

Überprüfkeit von Aufgabenhochzonungen auf die Kreise zu erwarten. 

 

Das Zeitfenster dieser Variante wäre aufgrund der Jahresfrist deutlich grö-

ßer als jenes der Urteilsverfassungsbeschwerde.  

 

Der Vorbereitungsaufwand wäre wohl nicht höher als bei einer (deutlich 

weniger aussichtsreichen) Urteilsverfassungsbeschwerde, da in weitem 

Umfange auf bereits ausformulierte Schriftsätze zurückgegriffen werden 

könnte. 
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D. Fazit 

 

In der Gesamtschau ergibt sich damit folgende Bewertung: 

 

1. Das Urteil des LVerfG mit seiner Absenkung des Schutzstandards 

betreffend Aufgabenhochzonungen auf die Kreise hat eine in 

Deutschland singuläre prozessuale Situation geschaffen, zu der es 

eine Positionierung des BVerfG bislang nicht gibt. 

 

2. Es spricht einiges dafür, dass den Gemeinden in Sachsen-Anhalt 

nach dem Rückzug des LVerfG aus der Überprüfung von Aufgaben-

hochzonungen auf die Kreise das Recht zukommt, derartige Hoch-

zonungen ummittelbar durch das BVerfG nachprüfen zu lassen. 

Statthafte Rechtsschutzform wäre danach die kommunale Verfas-

sungsbeschwerde zum BVerfG nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4b GG. Die 

Subsidiarität dieses Rechtsbehelfs wäre nach diesem Ansatz auf-

grund fehlender Gleichwertigkeit des landesrechtlichen Rechtsbe-

helfs ausgesetzt. 

 

3. Auch im Hinblick auf die vorliegende Konstellation einer vorausge-

gangenen Befassung des LVerfG sprechen gute Gründe für die Zu-

lässigkeit einer weiteren („nachgelagerten“) Kommunalverfassungs-

beschwerde nunmehr zum BVerfG. In diesem Falle könnte die Ver-

fassungsmäßigkeit der Hochzonung der Leistungsverpflichtung auf 

die Kreise vollumfänglich durch das BVerfG überprüft und aufgeho-

ben werden.  

 
4. Demgegenüber dürften die Erfolgsaussichten einer Urteilsverfas-

sungsbeschwerde gegen das Urteil des LVerfG, die hier allein auf 

eine mögliche Verletzung des gesetzlichen Richters gegründet wer-

den könnte,  als gering einzustufen sein. So geht das BVerfG in 

neuerer Zeit von der generellen Unzulässigkeit von Urteilsverfas-

sungsbeschwerden einzelner Gemeinden gegen Entscheidungen 

der Landesverfassungsgerichte in kommunalen Verfassungsbe-

schwerdeverfahren aus. 
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